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Vorblatt 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung 
des Bundes-Seuchengesetzes 
(BSeuchG) 

(Antrag der Fraktionen der SPD, FDP) 


A. Problem 

Bei dem Gesetzentwurf geht es um die Erhöhung (Anpassung 
an die veränderten Einkommensverhältnisse) der bisherigen 
starren Höchstgrenze für die Verdienstausfallentschädigung 
nach § 49 BSeuchG (von zur Zeit 660 DM bis zur Versicherungs- 
pflichtgrenze der Angestellten). 

Aktueller Anlaß: 

Quarantänemaßnahmen im Zusammenhang mit den derzeitigen 
Pockenerkrankungen. 


B. Lösung 

Anstelle des bisherigen festen Betrages in § 49 BSeuchG soll 
eine flexible Regelung treten, die an die jeweils geltenden 
Krankenversicherungspflichtgrenze der Angestellten angelehnt 
ist. Dadurch soll gewährleistet werden, daß die Bemessungs- 
grundlage für die Entschädigung an der Entwicklung der Ein- 
kommensverhältnisse orientiert bleibt. 


C. Alternative 

Keine. 


D. Kosten 

Dem Bund werden durch den Gesetzentwurf keine Mehrkosten 
entstehen. Eine genaue Schätzung der den Ländern entstehen- 
den Mehrkosten ist nicht möglich, da nicht abzusehen ist, in 
welchem Umfang § 49 BSeuchG zur Anwendung kommt. 
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Antrag 

der Fraktionen der SPD, FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Zweiten Gesetzes 
zur Änderung des Bundes-Seuchengesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- j 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Das Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung über- 
tragbarer Krankheiten beim Menschen (Bundes- 
Seuchengesetz) vom 18. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1012), zuletzt geändert durch das Einführungs- 
gesetz zum Gesetz über Ordnungswidrigkeiten 
(EGOWiG) vom 24. Mai 1968 (Bundesgesetzbl. I 
S. 503) wird wie folgt geändert: 

§ 49 wird wie folgt geändert; 

1. Absatz 2 erhält folgende Fassung; 

„(2) Die Entschädigung beträgt für die ersten 
sechs Wochen 100 vom Hundert des Verdienst- 
ausfalls, vom Beginn der siebenten Woche be- 
mißt sie sich nach den Sätzen des § 182 Abs. 4 a 
der Reichsversicherungsordnung. Als Angehörige 
gelten die in § 205 Abs. 1 und 2 der Reichsver- 
sicherungsordnung genannten Personen." 

2. Absatz 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Als Verdienstausfall gilt bei Arbeitneh- 
mern das im Durchschnitt des letzten Kalender- 
vierteljahres vor Einstellung der verbotenen Tä- 
tigkeit erzielte monatliche Arbeitseinkommen, 
soweit es nach Abzug der Steuern, der Beiträge 
zur Sozialversicherung und zur Arbeitslosenver- 
sicherung oder entsprechender Aufwendungen 
zur sozialen Sicherung in angemessenem Umfang 
sowie der Werbungskosten (Netto-Einkommen) 
ein Zwölftel des Betrages nicht übersteigt, der 


für die gesetzliche Krankenversicherungspflicht 
der Angestellten als maßgebender Jahresarbeits- 
verdienst (Jahresarbeitsverdienst) festgelegt ist. 
Verbleibt dem Arbeitnehmer nach Einstellung 
der verbotenen Tätigkeit ein Teil des bisherigen 
Einkommens, so gilt als Verdienstausfall der 
Unterschiedsbetrag zwischen dem in Satz 1 ge- 
nannten Netto-Einkommen bis zum Betrag eines 
Zwölftels des Jahresarbeitsverdienstes und dem 
in dem auf die Einstellung der verbotenen Tätig- 
keit folgenden Kalendermonat erzielten Netto- 
Einkommen aus dem bisherigen Arbeitsverhält- 
nis, soweit es ein Zwölftel des Jahresarbeitsver- 
dienstes nicht erreicht. Die Sätze 1 und 2 gelten 
für die Berechnung des Verdienstausfalles bei 
Selbständigen entsprechend mit der Maßgabe, 
daß ein Zwölftel des letzten beim Finanzamt 
nachgewiesenen Jahreseinkommens an die Stelle 
des im Durchschnitt des letzten Kalenderviertel- 
jahres erzielten monatlichen Arbeitseinkommens 
tritt. Ist ein solches Jahreseinkommen noch nicht 
nachgewiesen, so ist es unter Zugrundelegung 
vergleichbarer Einkommen zu schätzen." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 des 
Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzblatt I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1970 in Kraft. 


Bonn, den 16. Februar 1970 


Wehner und Fraktion 
Mischnidc und Fraktion 
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Begründung 


Zu Artikel 1 

Die geltende Regelung der Verdienstausfallentschä- 
digung in § 49 BSeuchG hat wegen des starren 
Höchstbetrages von 660 DM, der seinerzeit in An- 
lehnung an die Krankenversicherungspflichtgrenze 
für Angestellte festgelegt worden war, zu unbefrie- 
digenden Ergebnissen geführt. Eine Änderung die- 
ses Betrages, wie sie offenbar dem Gesetzgeber in 
Anpassung an künftige Erhöhungen der Kranken- 
versicherungspflichtgrenze vorschwebte (Schrift- 
licher Bericht des Ausschusses für Gesundheitswesen 
vom 17. April 1961, Drucksache 2662 der 3. Wahl- 
periode S. 3 zu § 48 Abs. 3), ist bis heute nicht 
erfolgt. Eine Anpassung an die veränderten Ein- 
kommensverhältnisse ist erforderlich. Jedoch soll im 
Änderungsgesetz nicht wieder ein bestimmter Be- i 
trag festgelegt werden, vielmehr soll für die Berech- j 
nung der Verdienstausfallentschädigung an die 
jeweilige Krankenversicherungspflichtgrenze der I 


1 gesetzlichen Krankenversicherung für Angestellte 
' (§165 Abs. 1 Nr. 2 RVO) angeknüpft werden. Da- 
durch soll gewährleistet werden, daß die Bemes- 
sungsgrundlage für die Entschädigung flexibel und 
an der Entwicklung der Einkommensverhältnisse 
orientiert bleibt. 

Zu Artikel 2 

Es handelt sich um die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 3 

Die Vorschrift betrifft das Inkrafttreten des Geset- 
zes. Die Rückwirkung ab 1. Januar 1970 erfolgt mit 
Rücksicht auf die Erhöhung der Krankenversiche- 
rungspflichtgrenze für Angestellte auf monatlich 
1200 DM zu diesem Zeitpunkt (Artikel 2 Nr. 2 des 
Lohnfortzahlungsgesetzes vom 27. Juli 1969 — 
BGBl I S. 946). 
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